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	▶ Kanzleiorganisation
Eingangsbestätigungen müssen Sie nicht sofort prüfen

|  Gerichtliche Eingangsbestätigungen sind vom Anwalt oder seinem Perso-
nal genau zu prüfen. Gerichte können einer Kanzlei aber nicht vorschrei-
ben, wie schnell sie dies tun muss. Der BGH setzt ein Stoppschild in Sachen 
Sorgfaltspflichten und sagt: Wer eine Stunde vor Fristablauf den Schriftsatz 
verschickt, muss nicht umgehend die automatische Eingangsbestätigung 
des Gerichts prüfen (BGH 24.4.25, III ZB 12/24, Abruf-Nr. 248030).  |

Der Anwalt hatte am letzten Tag der Frist um 22.56 Uhr über sein beA eine 
Berufungsbegründung übermittelt. Er bearbeitete zunächst andere Aufgaben 
und wollte zehn Minuten später die gerichtliche Eingangsbestätigung abrufen. 
Dies misslang aufgrund eines plötzlichen Internetausfalls. Erst am nächsten 
Tag wurde klar, dass der Schriftsatz an das falsche Gericht übermittelt worden 
war. Das LG lehnte eine Wiedereinsetzung ab, da der Anwalt sofort die auto-
matische Eingangsbestätigung hätte abrufen und kontrollieren müssen.

Damit hat das LG aus Sicht des BGH die anwaltlichen Sorgfaltspflichten über-
dehnt. Wann ein Anwalt gerichtliche Eingangsbestätigungen überprüft, ist 
grundsätzlich seine Sache. Fristen darf er ausschöpfen. Er muss für eine 
Übermittlung lediglich ausreichend Zeit einplanen. Als der Anwalt um 23:05 
Uhr versuchte, die Eingangsbestätigung abzurufen, hätten ihm noch 55 Minu-
ten bis Fristablauf zur Verfügung gestanden, um den Fehler zu erkennen und 
den Schriftsatz erneut an das korrekte Gericht zu versenden. Der plötzliche 
Internetausfall geht hier nicht zu seinen Lasten, auch wenn er diesen dem 
Gericht genau erläutern muss (AK 22, 76). Dass der Anwalt bei sofortiger Prü-
fung den Schriftsatz vielleicht noch vor dem Internetausfall an das richtige 
Gericht hätte übermitteln können, spielt keine Rolle. Der BGH lehnte die 
Wiedereinsetzung trotzdem ab: Der Anwalt machte keine Angaben dazu, was 
er unternommen hatte, um die Internetverbindung wiederherzustellen oder 
warum er nicht auf alternative Internetverbindungen zurückgegriffen hat.

(mitgeteilt von Christian Noe B. A., Göttingen)
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	▶ Elektronischer Rechtsverkehr
Letzte Chance auf Wiedereinsetzung: das beA-Nachrichtenjournal

|  Nachträglich in einem eEB eingetragene Daten zu bestreiten, ist äußerst 
schwierig. Inhalt und Rücksendung des eEB sind allein Willensakte des 
Anwalts, so das OVG Niedersachsen (28.4.25, 4 LA 12/23, Abruf-Nr. 248299).
Das beA-Nachrichtenjournal weist dabei aus, wann ein Dokument eingegan-
gen und das erste Mal geöffnet worden ist (AK 24, 2). So wird es zum Joker.  |

Grundsätzlich muss sich der Anwalt Fehler in dem Bereich zurechnen lassen: 
Empfangsdatum und die elektronische Übermittlung werden nicht automa
tisiert generiert, sondern sind willensgesteuerte Handlungen des Anwalts. 
Allerdings kann ein eEB mit Datum versehen, gespeichert, aber erst später 
verschickt werden. So war es hier: Der Anwalt erhielt das Urteil vom VG am 
23.12.22. Er vergaß, das eEB zu versenden. Dies holte er erst am 27.12.22 nach. 
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Das Gericht gab ihm noch eine Chance: Es bat ihn, die Arbeitsabläufe in 
seiner Kanzlei und die behaupteten Bedienfehler (beA, Anwaltssoftware) 
genauer zu schildern sowie sein beA-Nachrichtenjournal vorzulegen. So 
könnte er das eEB im Nachhinein korrigieren. Der Anwalt reagierte nicht. 
Das OVG lehnte daher die beantragte Zulassung der Berufung ab.

PRAXISTIPP  |  Gerichte (AK 24, 2) sehen im beA-Journal den möglichen Gegen-
beweis, dass ein anderes Empfangsdatum anzunehmen ist als ursprünglich im 
eEB genannt. Die Vorlage bleibt auch künftig das wirkungsvollste Beweismittel, 
um eine versäumte Frist zu retten. Gerichte werden Sie hieran aber nicht mehr-
fach erinnern.

(mitgeteilt von Christian Noe B. A., Göttingen)

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	Zustelldatum des eEB bindet bei später Rücksendung auch das Berufungsgericht, AK 25, 38
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	▶ Arbeitsrecht
Anwalt verstößt nicht gegen das Wettbewerbsverbot

|  Ein Anwalt war bereits während seines Kündigungsschutzverfahrens in 
einer anderen Kanzlei tätig. Dies stellt nicht sofort einen Wettbewerbs
verstoß dar (LAG Köln 24.4.25, 6 SLa 302/24, Abruf-Nr. 248378). Wird des-
halb außerordentlich gekündigt, muss der Verstoß nachgewiesen werden.  |

Der angestellte Anwalt war von der Anwaltsgesellschaft (Beklagte) ordent-
lich gekündigt worden, da sein Dezernat wegen Ertragsschwäche geschlos-
sen werden sollte. Später kündigte die Gesellschaft ihm zusätzlich außer
ordentlich wegen eines angeblichen Wettbewerbsverstoßes. Er arbeitete 
während seines Kündigungsschutzverfahrens bei einer anderen Kanzlei.

Das LAG bestätigte in zweiter Instanz: Beide Kündigungen sind unwirksam, 
weil der Beklagten zumutbar gewesen wäre, den Anwalt bis zum Ablauf der 
ordentlichen Kündigung weiterzubeschäftigen. Weiterhin waren ihre Begrün-
dungen widersprüchlich. Trotz angeblich schrumpfender Zahlen veröffent-
lichte sie über 27 Stellenausschreibungen und stellte viele Personen neu ein. 
Die Beklagte betonte zudem ihr Wachstum auf Social-Media-Kanälen.

Der Anwalt arbeitete bei der anderen Kanzlei nicht im Einzugsbereich der 
Beklagten und war dort auf einem Rechtsgebiet tätig, das die Beklagte selbst 
nicht mehr anbot. Er hatte zudem die ordentliche Kündigungsfrist abgewar-
tet. Als milderes Mittel wäre eine Änderungskündigung möglich gewesen. 
Die vage Behauptung und der Hinweis auf das „Zeugnis der Frau W.“ reichen 
nicht, um einen Wettbewerbsverstoß glaubhaft zu machen. Der Anwalt muss-
te sich außerdem eine neue Stelle suchen, um die Anrechnung nach §  15 S. 2 
BGB zu verhindern, weil er böswillig kein Geld verdient hat.

(mitgeteilt von Christian Noe B. A., Göttingen)

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

•	Wenn es im Team „knirscht“, kann man kündigen, AK 25, 41
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